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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 


lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XI. 


Die politiſchen Vereine und Verſammlungen. 
a) Die politiſchen Vereine. 


(Fortſetzung.) 
Das Geſetz hat keine Definition des politiſchen Vereins gegeben, 


dies iſt der Mangel, welcher von der Praxis vor allem empfunden 


wird 9). Aber auch abgeſehen hievon müßten wir an die Spitze unferer 


% Der Grund, weßhalb das Geſetz eine Definition der politiſchen Ver⸗ 


eine unterlaſſen, iſt in den Spalten dieſer Zeitſchrift vor Jahren in eingehender ö 
Weiſe erörtert worden (Jäger, Zur Frage: welche Vereine ſind als politiſche 


anzufehen? in Nr. 16 des Jahrganges 1870). Wir geben zunächſt die ent⸗ 
ſcheidenden Stellen dieſer Erörterung wieder. i jur = ! 

„Es iſt ganz begreiflich, daß das Vereinsgeſetz eine Definition des poli- 
tiſchen Vereines nicht gegeben hat. Denn bei der der Natur der Sache nach 


ſchwankenden Begriffsbeſtimmung deſſen, was politiſche Angelegenheit genannt 
wird, wäre es faſt mehr als ein Wagniß, eine Definition davon in ein Geſetz 


aufzunehmen. Wenngleich ein übereinſtimmendes Urtheil darüber erzielt werden 
könnte, welche Beſtrebungen zur Zeit als politiſche angeſehen werden können, 
und dadurch etwa eine caſuiſtiſche Begriffsbeſtimmung gegeben werden könnte, fo ift 
doch klar, daß das, was heute noch als politiſche Beſtrebung angeſehen werden 
muß, morgen dieſen Charakter ſchon verloren haben kann. 

Die Stellung der Geſellſchaft zum Staate iſt eine fortwährend wechſelnde, 


ſie ändert ſich nicht nur in ihrer Ganzheit im Zeitenverlauf überhaupt, ſie ändert 
ſich insbeſondere auch nach der Richtung und den Tendenzen des beſtimmten 
jeweiligen Regime's. Gewiſſe Aufgaben, die ehedem im Bereiche ſtaatlicher Thätig⸗ 
keit gelegen waren, ſind heute ſeinem Auge ſchon längſt entſchwunden, erſcheinen 
nicht mehr als politiſche. Neue Aufgaben und Fragen treten wieder im Laufe 


des Culturfortſchrittes aus dem Schooße der Geſellſchaft an den Staat heran. 
Was geſtern noch Sache des Einzelnen, der Familie, der Geſellſchaft war, fordert 
heute ſchon den Staat zur Action heraus und erhält damit eigentlich politiſchen 
Charakter. Das Regime, das heute die Staatsarbeit leitet, hält nach ſeiner eigen⸗ 
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Unterfuhung die Feſtſtellung des Begriffes feben, mit welchem wir im 
weiteren Verlaufe zu operiren haben, wir fragen daher zunächſt eben⸗ 
falls: Was iſt ein politiſcher Verein? 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir dieſe Frage hier nur dahin 
ſtellen und beantworten können, was als ein politiſcher Verein im 
Sinne des öſterreichiſchen Vereinsgeſetzes gelten könne. Wollten wir 
weiter ausholen, dann müßten wir zunächſt auf den Gegenſatz von 
Verwaltungsvereinen und Verfaſſungsvereinen in Stein's Syſtem des 
Vereinsrechts eingehen u. ſ. w. Dies alles gehört aber nicht unmittelbar 
hieher, für das Verſtändniß des öſterreichiſchen Vereinsgeſetzes von 1867 
wird es genügen, wenn wir einen Blick auf deſſen Geſchichte, fpeciell 
auf ſein Verhältniß zu dem Vereinsgeſetze von 1852 werfen . In 
letzterem war, wie ſchon erwähnt, die Bildung von Vereinen unterſagt, 
„welche ſich Zwecke vorſetzen, die in den Bereich der Geſetzgebung 
oder der öffentlichen Verwaltung fallen“ ($ 3), wir glauben 
daher nicht zu irren, wenn wir annehmen, daß das Geſetz von 
1867 durch die ausdrückliche Geſtattung von politiſchen Vereinen 
gerade dieſes Verbot beſeitigen wollte. Wollte man dies zugeben und 
nur die Congruenz des Umfangs des Verbotes einerſeits und der Ge⸗ 
ſtattung andererſeits leugnen, dann müßte man jedenfalls (nach der 
Natur von Verbot und Geſtattung) für die letztere einen weiteren Umfang 
poſtuliren und als politiſche Vereine nicht nur die 1852 verbotenen, 
ſondern auch manche damals ſtatthafte Vereine betrachten. Dann 


thümlichen Auffaſſung von den Aufgaben des Staates — und in der Möglichkeit 
des Herrſchendwerdens ſolcher verſchiedener Auffaſſungen unter denſelben realen 
Culturverhältniſſen liegt der Grund der Regimeswechſel in den modern con⸗ 
ſtruirten Staaten — gewiſſe Angelegenheiten für politiſche, die das vorhergehende 
Regime als ſolche nicht anſehen konnte, das künftige Regime als ſolche vielleicht 
auch wieder nicht anſehen will. Oder auch umgekehrt. 

Alſo deßhalb, weil das ſeiner Natur nach fortwährend Wechſelnde nicht 
durch ein Geſetz, welches nach ſeinem Begriffe Normen für dauernde Verhältniſſe 
geben ſoll, normirt werden kann, iſt es nicht möglich, eine Begriffsbeſtimmung 

für politiſche Vereine zu ſetzen. Und es iſt nur gedankenloſe Phraſe, wenn man 
behauptet, man habe durch dieſe Auslaſſung abſichtlich der Regierungswillkür 
freie Hand laſſen wollen“. 

Die vorſtehende Wen Ame ſcheint im erſten Momente durch ihre 
unſtreitig tiefe Erfaſſung des Gegenſtandes von überzeugender Wirkung zu ſein, 
allein bei näherem Zuſehen erhellt, daß ſie den einzig entſcheidenden Punkt nicht 
trifft. Das Geſetz hat recht daran gethan, eine Definition nicht aufzunehmen, 


| aber aus anderen als den entwickelten Gründen. In der eitirten Erörterung 
unterläuft zunächſt eine petitio principii, denn daß nur die ſtaatlichen Fragen 
politiſche ſind, iſt eben erſt zu beweiſen. Und ferner, hätte eine Definition dies klarge⸗ 
ſtellt, daß der politiſche Verein jener ſei, der ſich mit den Aufgaben des Staakes 
befaßt, ſo wäre dadurch das fortwährend wechſelnde Verhältniß von Staat und 
Geſellſchaft gar nicht fixirt, ſondern eben nur die wechſelnde Aufgabe des Staates 
als das wechſelnde Thätigkeitsobject politiſcher Vereine hingeſtellt. Die Vermeidung 
der Definition iſt durch den Satz: „omnis definitio est odiosa“ hinlänglich 


erklärt, ohne daß man nachzuſinnen Urſache hat, oc dem Geſetzgeber dieſe oder 


jene Anſicht über das Verhältniß von Staat und Geſellſchaft geläufig war. 
) Das Gefetz von 1849 iſt diesbezüglich belanglos, da ihm eine Defini- 
tion der politiſchen Vereine ebenfalls fehlt. 


106 
käme man aber zu der Conſequenz, daß manche Vereine jetzt nur unter | thätigfeit durch das Geſetz von 1852 unterſagt geweſen, fie allein 
Beſchränkungen zugelaſſen würden, welche 1852 ohne ſolche geitattet | find es, welche im Sinne des Vereinsgeſetzes von 1867 den ſich mit 
waren, daß die 1867er Geſetzgebung alſo in einem Punkte eine refor- ihnen beſaſſenden Vereinen den Charakter von politiſchen verleihen 1), 
matio in pejus vorgenommen hätte. Dieſe Conſequenz weiſet unver- | und auch fie, wie wir ſofort hinzufügen, nur unter beſtimmten Voraus⸗ 
kennbar auf die richtige Fährte. Die Tendenz des Geſetzes von 1867 ſetzungen. Nicht jede Behandlung einer ſtaatlichen Frage macht einen 
kann nur die geweſen fein, die früher unbedingt verbotenen Vereinigun⸗ Verein zu einem politiſchen, ſondern nur jene, welche agitatoriſch, oder 
gen nunmehr unter Beſchränkungen zu geſtatten, wir müſſen daher als | wenigjtens überhaupt nach außen wirken will, um den Gang der 
die jetzt beſchränkt zugelaſſenen politiſchen Vereine die früher unbedingt ſtaatlichen Geſetzgebung und Verwaltung zu beeinflußen. Die akademiſche 
ausgeſchloſſenen Vereine anſehen, deren Zweck in den Bereich der Ge⸗ | Erörterung einer eben ſchwebenden Frage des Staatsrechts in einer 
ſetzgebung oder öffentlichen Verwaltung fällt. gelehrten Geſellſchaft macht die letztere nicht ohne weiteres zu einer 

Was nun in den Bereich der Geſetzgebung fällt, wird ſich ohne politiſchen, fie kann aber eine ſolche Folge mit ſich führen, wenn z. B. das 
beſondere Schwierigkeiten feſtſtellen laſſen, bei dieſem Punkte wollen Reſultat der Discuſſionen in der Form von Reſolutionen u. dgl. m. 
wir daher nicht weiter verweilen. Von Belang iſt es nur, zu wiſſen, verlautbart wird, um die öffentliche Meinung in einer beſtimmten 
wie weit die „öffeutliche Verwaltung“ reicht, in deren Aufgaben Vereine Richtung zu gewinnen und einen Druck auf die geſetzgebenden und ver— 


nicht eingreifen können, ohne einen politiſchen Charakter zu gewinnen. 
Gehört nur die Verwaltung des Reiches hierher oder auch jene der 
autonomen Verbände? Das iſt die vor allem zu beantwortende Frage, 
mit dieſer wollen wir uns daher zunächſt beſchäftigen. 

Dem Wortſinne nach iſt die „öffentliche Verwaltung“ der Gegen⸗ 
ſatz der Privatverwaltung, wollte man es ſich bei einer Wortinterpre⸗ 
tation genügen laſſen, ſo würde demnach die Frage keinen Zweifel 
übrig laſſen, die Verwaltung der Gemeinden, Bezirke und Länder 
müßte gleich jener des Reiches unter den Begriff der „öffentlichen Ver⸗ 
waltung“ fallen, ja der letztere würde wahrſcheinlich noch viel weiter 
reichen. So einſach ſteht indeß die Sache nicht. Die „öffentliche Ver⸗ 
waltung“ iſt hier als Correlat zu der „Geſetzgebung“ aufgefaßt, d. h. 
zu der ſtaatlichen Geſetzgebung, nur dort, wo die Beziehung zu dieſer 
exiſtirt, wird daher von einer öffentlichen Verwaltung im Sinne des 
Geſetzes die Rede ſein können. 

Ein ſolcher Zuſammenhang waltet nun bei der Landesverwaltung, 
welche der Landesgeſetzgebung parallel geht, unzweifelhaft vor, ſie be⸗ 
ſteht aber auch bei der Communalverwaltung (Bezirk und Gemeinde), 
nur von einem anderen Geſichtspunkte aus. Durch die ſtaatliche Geſetz⸗ 
gebung iſt der Umkreis der Communalverwaltung gezogen, ja die 
communalen Einheiten ſelbſt (die Bezirke wenigſtens unſtreitig) ſind von 
der Geſetzgebung geſchaffene Individualitäten. Nicht nur im übertragenen, 
ſondern auch im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe handhaben die Gemein⸗ 
den eine von der ſtaatlichen Geſetzgebung beherrſchte Verwaltung und 
die Agenden derſelben ſind ſolche, daß ſich ohne Ausführung derſelben 
(man denke nur an die als Beſtandtheil des ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſes (1) anerkannte Ortspolizei) eine Realiſirung der ſtaatlichen Auf⸗ 
gaben, eine Verwirklichung des Staatswillens gar nicht denken läßt. 

Von dieſen Erwägungen ganz abgeſehen iſt aber die Abſicht des 
abſoluten Staates auch aus anderen Gründen klar. Dem abſoluten Staate 
kam es doch nur darauf an, die Cooperation der Unterthanen, ſei es 
einzeln oder in Vereinen, überall auszuſchließen, wo eine nothwendige 
Function im öffentlichen Leben zu vollziehen war; dies Argument trifft 
aber in allen Abſtufungen der unmittelbar ſtaatlichen oder vom Staate 
beherrſchten Verwaltung (Reich, Land, Bezirk, Gemeinde) in gleichem 
Maße zu. 

Anders ſtellt ſich die Sache bei jenen ſocialen Körpern, die 
trotz ihrer ſtaatlichen Bedeutung und ihrer vielfachen Beziehungen zum 
Staate ſich ihre ſelbſtſtändige Exiſtenz fo weit gewahrt, daß ſie als 
Glieder des Staates nicht auſgeſaßt werden können, z. B. die Kirche. 
Die kirchliche Verwaltung kann nicht als eine „öffentliche“ im Sinne 
des Vereinsgeſetzes von 1852 angeſehen werden, denn es käme 
dies einer Identificirung ſtaatlichen und kirchlichen Weſens gleich, 
welche im Sinne der Geſetzgebung der fünfziger Jahre gewiß nicht 
gelegen war. Im Gegentheile, die Tendenz, welche aus dem Ver⸗ 
einsrechte dieſer Zeit hervorleuchtet, geht eher dahin, das kirchliche 
Vereinsleben als eine innerkirchliche Inſtitution zu betrachten und die 
in den Bau der kirchlichen Hierarchie eingefügten, religiöſen Aſſociationen 
von jeglicher Einwirkung des Staates zu befreien 10.) Nur ſo weit die 
äußeren Rechtsverhältniſſe einer Kirche von der ſtaatlichen Geſetzgebung 
ergriffen ſind, kann in Conſequenz derſelben eine öffentliche Verwal⸗ 
tung in dem hier maßgebenden Sinne platzgreifen. 

Bloß die Gegenſtände ſtaatlicher Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung (die autonome inbegriffen) ſind demnach als Ziele der Vereins⸗ 


10) Vgl. die Minifterialverordnung vom 28. Juni 1856, Nr. 122 R. 
G. Bl., betreffend die Behandlung der katholiſchen Vereine und Bruderſchaften. 
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waltenden Organe zu üben. Das Vereinsgeſetz von 1852 hat Vereine 
zur Beförderung der Wiſſenſchaften ausdrücklich zugelaſſen ($ 2, a.) 
eine Ausnahme zu Ungunſten der Rechts- und Staatswiſſenſchaften ift 
nirgends ſtatuirt, es geht daher durchaus nicht an, harmloſe „Juriſten— 
vereine“ in allen Fällen zu politiſchen Vereinen zu ſtempeln. Nicht die 


| 
| 
| 


) Wenn wir dieſen, wir möchten ſagen, hiſtoriſchen Auslegungsverſuch bei 

Seite laſſen und die Geſetzesſtelle aus ſich ſelbſt heraus interprettren, jo kommen 
wir nichts deſto weniger zu demſelben Reſultate. „Politiſch“ iſt nach ſeinem ety⸗ 
mologiſchen Sinne alles „Staatliche“, alſo der Staat ſowie feine organiſchen 

Beſtandtheile; ob die Gemeinde, wenigſtens in beſtimmter Beziehung, als ein 

ſolcher zu betrachten ſei, iſt nach der jeweiligen Staatsverfaſſung zu entſcheiden, 
der Sprachgebrauch nöthigt aber gewiß nicht, der Gemeinde ihre „politiſche“ 
Natur zu beſtreiten, wie es in einem obergerichtlichen Urtheil geſchehen ift. Schon 
auf Grund dieſer etymologiſchen Erklärung müßte man ſomit jeden Verein für 
einen „politiſchen“ halten, welcher ſich mit der Verfaſſung oder Verwaltung des 
Staates oder ſeiner Glieder zum Zwecke praktiſcher Einwirkung auf dieſelben 
befaßt, ſei es im Allgemeinen oder in einzelnen Fragen, ſei es mit Ausſchluß 
anderer Aufgaben oder in Verbindung mit ſolchen. Aus dieſer etymologiſchen Inter⸗ 
pretation müßte aber auch ein Zweites folgen, die ſtrenge Beſchränkung des „poli⸗ 
tiſchen“ Begriffs auf ſtaatliche Fragen. Religiöſe Belange und alle anderen ſocialen 
Intereſſen gehören in dieſen Umkreis nicht, können daher auch nicht die Ziele 
eines politiſchen Vereines bilden Daß dieſer Sprachgebrauch bezüglich des Ter⸗ 
minus „politiſch“ der öſterreichiſchen Geſetzgebung nicht fremd iſt, beweist u. a. 
das Preßgeſetz, welches in § 13 alle jene periodiſchen Druckſchriften für cautions⸗ 
pflichtig erklärt, die, von anderen Vorausſetzungen abgeſehen, „politiſche, religiöſe 
oder ſociale“ Tagesfragen beſprechen. „Politiſch“ iſt alfo hier zu „religiös“ und 
„ſocial“ in Gegenſatz gebracht. Desgleichen hat die St. P. O. von 1873 das 
Verbrechen der Religionsſtörung und die Vergehen nach 303 und 304 St. G. 

nicht den Geſchwornen zugewieſen, ſomit den Charakter derſelben als „politiſche“ 

Delicte, welcher zur Begründung der Jurycompetenz behauptet wurde, nicht an⸗ 

erkannt. Juſtizminiſter Glaſer hatte in der Bekämpfung der Anträge, welche, auf 

die ſtaatsgrundgeſetzliche Norm über die Competenz des Schwurgerichtes bezüglich 

politiſcher Delicte geſtützt, die Einreihung der genannten Delicte und noch einiger 

‚ anderer in den Wirkungskreis der Jury verlangten, den Begriff eines politiſchen 
Delicts bekanntlich in einem Zirkel dahin definirt, daß ein ſolches ſeiner Natur 
nach regelmäßig auf politiſchen Motiven beruhen müſſe. Die politiſche Qualität 

der Religionsdelicte ſpeciell widerlegte er nun in folgender intereſſanten Weiſe. 
„Faſſen wir die Politik und politiſchen Motive ſo, wie das Wort es ausdrückt, 

ı jo kann ich mir nur einen Zuſtand der Geſellſchaft denken, in welchem ſich bie 
Anſicht vertreten läßt, daß Religionsverbrechen politiſche Verbrechen ſeien — nämlich 

den theokratiſchen Staat. Dort, wo eine Staatsreligion beſteht und wo das Oberhaupt 
der Religion zugleich das Oberhaupt des Staates iſt, dort, wo man ſich zu dem 
Grundſatze bekennt, daß ſtaatliche und kirchliche Intereſſen unlösbar mit einander 
verknüpſt ſeien, dort kann begreiflicher Weiſe ein Religionsverbrechen nicht be⸗ 
gangen werden, ohne daß es ein polttiſches Verbrechen wird, dort wird es 
wenigſtens in höchſtem Grade wahrſcheinlich ſein, daß jedes Verbrechen dieſer 
Art ſich auf politiſche Motive zurückführen läßt. Bei uns ſind die Zuſtände anders 
und diejenigen Herren, die den Antrag geſtellt und unterſtützt haben, werden 
wahrſcheinlich nicht wünſchen, daß ſie ſich in dieſer Beziehung demjenigen Ideal 
nähern, das ſie ſich vor Augen ſtellen müſſen, wenn ſie die Anſicht feſthalten 
wollten, daß Religionsdeltcte politiſche Delicte ſeien. Auch hier kann es be⸗ 
greiflicher Weiſe vorkommen, daß ausnahmsweiſe aus politiſchen Gründen Ver⸗ 
brechen dieſer Art begangen werden. In der Regel ſind aber die Kämpfe auf 
kirchlichem Gebiete ſolche, die aus Gewiſſensüberzeugungen und kirchlichen An⸗ 
ſchauungen hervorgehen, die Durchkreuzungen politiſcher und religiöſer Motive 


ſind — leider wiſſen und erfahren wir dies — zu unſerem Schaden, aber die 
richtige Politik und vor Allem die Politik der Regierung muß dahin gehen, 
dieſe Motive auseinanderzuhalten“. 

Auf dieſem Wege ſo wie bei dem von uns oben unternommenen hiſtoriſchen 
Auslegungsverfahren kommt man zu einem ſehr engen Begriff des „politiſchen“ 
Weſens und wir geben gerne zu, daß derſelbe mit dem von uns feſtgeſtellten 
Umfang des politiſchen Elementes in einem „politiſchen Rechte“ in argem Wider⸗ 

ſpruche ſteht. Dort gilt uns das politiſche Recht dem öffentlichen Rechte gleich, 
hier erkennen wir von den öffentlichen Intereſſen nur einigen, nämlich den 
ſtaatlichen, politiſchen Eharakter zu. Dieſer Widerſpruch trifft aber nicht uns, 
ſondern die Geſetzgebung, die Geſetzgebung gebraucht eben dasſelbe Wort in ver⸗ 
ſchiedener Bedeutung, es kann daher der daraus ſich ergebende Zwieſpalt auch 
nur von der Geſetzgebung behoben werden. 


theoretiſche Beſchäftigung mit politiſchen Problemen, ſondern nur die 
praktiſche Thätigkeit auf dieſem Gebiete gilt der Geſetzgebung als das 
Gefährliche; nur jene Vereine gehören daher zu den „politiſchen“, 
welche ihre Spitze nach außen kehren 2). 

So viel über das Weſen der „politiſchen Vereine“. Vereine der 
erörterten Art — oder, wenn unſere Auffaſſung auf Widerſpruch ſtoßen 
ſollte, vielleicht Vereine anderer Art, aber jedenfalls beſtimmte Vereine 
— ſind nun von der Geſetzgebung beſchränkenden Normen unterworfen. 
Die Tragweite der letzteren werden wir noch näher darlegen, aber es 
genügt hier ſchon an das Verbot der Affiliation, die Beſchränkung der 
Mitgliedſchaft auf großjährige, männliche Staatsbürger, die Unterſagung 
des Tragens von Vereinszeichen u. dgl. m. zu erinnern, um Folgendes 
mit voller Beſtimmtheit behaupten zu können. Ob ein Verein ſich als 
politiſcher oder nicht politiſcher conſtituirt, kann nicht von deſſen Wahl 
abhängen, denn ſonſt könnte ein in ſeinem Weſen politiſcher Verein ſich 
den Beſchräukungen des Geſetzes durch die einfache Declaration als nicht 
politiſcher Verein entziehen. Und umgekehrt, wenn ein in ſeinem Weſen 
nicht politiſcher Verein ſich freiwillig den für politiſche Vereine ſtatuirten 
Beſchränkungen unterwirft, wenn er ſich ſelbſt den Namen eines poli⸗ 
tiſchen Vereines beilegen will, ſo kann er dadurch noch nicht in die 
Kategorie der politiſchen Vereine im Sinne des Geſetzes treten, da 
dieſes letztere eine Verrückung der normativ gezogenen Grenzen zwiſchen 
den beiden Vereinskategorien nicht ad libitum der Vereine ſelbſt ge⸗ 
ftatten darf 15). Nicht deßwegen etwa, weil das Geſetz eine Definition 
der politiſchen Vereine nicht gegeben hat, ſondern um jeden Anſpruch 
der Vereine auf die Entſcheidung auszuſchließen, welcher Kategorie ſie 
ſich anzuſchließen haben, hat das Vereinsgeſetz im $ 35, al. 2 die 
Beſtimmung getroffen, daß die Behörde „beurtheilt, ob ein Verein als 
politiſcher zu betrachten ſei“. Die Behörde entſcheidet ſelbſtſtändig, 
darüber kaun kein Zweifel beſtehen, und es fragt ſich nur, wann und 
wie ſie dieſe Entſcheidung zu treffen hat. 

Auch dieſe Frage kann unſeres Erachtens keine Schwierigkeit 
bereiten. Allerdings hat das Geſetz die angezogene Competenz der 
Behörden zur Conſtatirung des politiſchen Charakters eines Vereines 
in jenem Paragraphe normirt, welcher in feinem erſten Alinea den 


) In den angezogenen fremden Geſetzgebungen findet ſich, wenn nicht 
eine Definition, ſo doch hie und da ein Anhaltspunkt zu einer Definition poli⸗ 
tiſcher. Vereine. Das preußiſche Geſetz iſt bedeutſam durch die Gegenüber⸗ 
ſtellung von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezwecken, und von Vereinen, welche bezwecken, politiſche Gegenſtände in Verſamm⸗ | 
lungen zu erörtern. Die Unterſcheidung wird dadurch um ſo verſtändlicher, daß 
unter die erſteren die kirchlichen und religiöſen, unter die letzteren Wahlvereine, 
allerdings zum Zwecke der Exemtion, ſubſumirt werden. Politiſche Angelegen 
heiten ſind demnach nach dem preußiſchen Geſetze ſtaatliche Angelegenheiten und 
das Sonderbare beſteht nur darin, daß rückſichtlich der „öffentlichen“ Angelegen⸗ 
heiten das „Einwirken auf dieſelben“, rückſichtlich der „politiſchen“ aber das 
„Erörtern in Verſammlungen“ als das Maßgebende betrachtet wird. Das 
bayeriſche Geſetz hingegen identificirt ausdrücklich politiſche und öffentliche 
Fragen, denn die in der Marginalrubrik angezeigten politiſchen Vereine ſind 
nach Artikel 14 jene, „deren Zweck ſich auf die öffentlichen Augelegenheiten bezieht“. 
Hiemit wörtlich gleichlautend iſt 8 19 des ſächſiſchen Geſetzes. Das badiſ che 
Geſetz von 1851 endlich umgeht jede Andeutung über den Begriff des „Politiſchen“ 
und hebt in der Normirung jener Vereine, „welche eine Einwirkung auf politiſche 
Angelegenheiten bezwecken“ ($ 3), nur die Action nach außen ausdrücklich als 
nothwendiges Moment hervor. Von den Ausführungsverordnungen find jene 
zu dem bayertichen und ſächſiſchen Geſetze hervorzuheben. Die erſtere beſagt in 
Abſatz 25: „Das unterſcheidende Merkmal zwiſchen politiſchen und nicht politi⸗ 
ſchen Verbindungen findet das Geſetz in dem Zwecke des Vereines, ob ſich der⸗ 
ſelbe auf öffentliche Angelegenheiten bezieht oder nicht. Ei — Die 
Subfumtion, ob ein Verein als ein politiſcher oder als nicht politiſcher ſich dar⸗ 
ſtelle, wird nach den Erſcheinungen des einzelnen Falles unter Beachtung der 
angeführten Erläuterungen die richtige Löſung finden.“ Die zweite erklärt den 
Begriff öffentlicher Angelegenheiten in 8 1 folgendermaßen: „Unter den im $ 2 
und ſonſt im Geſetze erwähnten öffentlichen Angelegenheiten ſind namentlich die⸗ 
jenigen zu verſtehen, welche die Politik, Religion, Einrichtung des Staates, der 
Kirche und Schule, das Gemeindeweſen, Handel und Gewerbe, die Beförderung 
gewiſſer Richtungen des Volkslebens (z. B. Turnvereine) und andere ähnliche 
Gegenſtände des öffentlichen Lebens betreffen“. Pözl erläutert den Begriff der 
politiſchen Vereine nach bayeriſchem Recht umſtändlich, da dieſer ſich aber mit 
dem des öſterreichiſchen Geſetzes nicht deckt, jo nehmen wir von dieſer Erörterung 
an anderer Stelle Notiz, nämlich dort, wo von Verſammlungen zur Verhandlung 
„öffenklicher Angelegenheiten“ die Rede ift, das iſt von Verſammlungen zu ſolchen 
Zwecken, welche nach baveriſchem Rechte die politiſchen Vereine verfolgen. 

10) Vgl. die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 3. Februar 
1871, 8. 960, im IV. Jahrgange dieſer Zeitſchrift (Nr. 31, S. 123), daß ein 
ſeiner Natur nach nicht politiſcher Verein wegen der ſelbſtgewählten Bezeichnung 
„politiſcher Verein“ nicht als politiſcher Verein im Sinne des Geſetzes angeſehen 
werden kann. 
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Angelegenheiten ausdehnen wollen. 


jedes Vereines zugleich über ſeine Einreihung in die eine oder 


Fall behandelt, daß ein nicht politiſcher Verein ſeine Thätigkeit auf 
politiſche Angelegenheiten ausdehnen will und ſich in Folge deſſen den 
für die Bildung eines politiſchen Vereines geltenden Anordnungen 
unterziehen muß. Daraus allein kann aber nicht, wie es ſchon geſchehen 
iſt, gefolgert werden, daß die Behörde abzuwarten habe, ob ein Verein 
feine Thätigkeit factiſch auf. politiſche Angelegenheiten ausdehne, und 
dann erſt die Conſtituirung desſelben nach den für politiſche Vereine 
geltenden Normen verlangen dürfe. Es erhellt dies ſchon aus dem Um⸗ 
ſtande, daß das Geſetz ſelbſt in dem angezogenen Falle ausdrücklich 
„nicht politiſche“ Vereine im Auge hat, alſo Vereine, über deren „nicht 
politiſche“ Natur ſchon durch einen früheren Act entſchieden iſt, welche aber 
nachträglich jhre Thätigkeit über ihr Programm hinaus auf politiſche 
Allein auch abgeſehen hievon geht 
es aus der Natur der ſpeciellen Normen über politiſche Vereine hervor, 
daß die Entſcheidung, ob ein Verein als politiſcher zu betrachten ſei, 
zunächſt ſtets bei der Kenntnißnahme der Statuten durch die Behörde 
zu erfolgen habe. 

Die Vorſchriften über politiſche Vereine ſind der Hauptſache nach 
präventiver Natur. Das Geſetz will z. B. verhindern, daß Ausländer, 
Frauensperſonen und Minderjährige in die politiſche Agitation ein⸗ 
greifen, es will von vorneherein ausſchließen, daß die politiſche Be⸗ 
wegung ſich auf coaltirte Vereine ſtütze, es will unmöglich machent 


daß der Gegenſatz der Parteien durch Vereinsabzeichen auf die Straße 


getragen werde n. ſ. w. Soll dies geſchehen, jo genügt es aber nicht, 
abzuwarten, ob ein Verein politiſche Thätigkeit entfalte, und dann 
verbietend einzugreifen, denn dann ſind die zu verhindernden Momente, 
die Aufnahne unzuläſſiger Elemente, die Affiliation, die Demonſtration 
durch Abzeichen, vielleicht ſchon eingetreten. Die Mißlichkeit, eingeriſſene 
Uebelſtände nachträglich zu beſeitigen, bringen wir dabei gar nicht in 
Anſchlag. Soll die Prävention wirkſam ſein, ſo muß bei der Gründung 
andere 
Vereinsgruppe entſchieden werden, und es ſtimmt hiemit vollkommen 
überein, daß das Geſetz im § 35 ausdrücklich jene Behörde zur Beur⸗ 
theilung des politiſchen Charakters der Vereinsbildung berufen hat, 
welcher die Prüfung der vorgelegten Statuten und die Unterſagung oder 
Beſcheinigung der Vereinsbildung zukommt, d. i. die Landesſtelle, be⸗ 
ziehungsweiſe das Miniſterium des Innern. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verſchleiß von mit gefälſchten Marken verſehenen Waaren. Er- 
forderlichkeit des Sachverſtändigen⸗Befundes über die Qualität 
beanſtändeter Marken. 


Die Firmen Louis Röderer und Werle & Comp., Succeſſeurs 
Veuve Cliquot Ponſardin, Weingroßhändler in Reims, welche ihre 
Marken im Sinne des Geſetzes vom 15. Juni 1865, R. G. Bl. 


[Nr. 45 und des öſterr.⸗ſranzöſiſchen Handelsvertrages vom 11. De⸗ 


cember 1866, R. G. Bl. Nr. 164 bei der Wiener Handels- und 
Gewerbekammer regiſtriren ließen, beauftragten den Kaufmann S. bei 
Ferd. A. in M. für ihre Rechnung 6 Flaſchen „Veuve Cliquot“ und 
6 Flaſchen „Louis Röderer carte blanche“ zu beſtellen. A. überſendete 
gan S. die geforderten 12 Flaſchen mit einer von ihm eigenhändig 
gefertigten Factura ddo. M. 24. März 1876, wornach der Preis pr. 
Flaſche mit 1 fl. 50 kr. berechnet war. f 

| Die beiden franzöſiſchen Firmen klagten nun gegen A. wegen 
Eingriffes in ihr Markenrecht (§S 15 des Markenſchutzgeſetzes), da die 
erwähnten 12 Flaſchen mit, ihren Etiquetten und Korkbränden nachge⸗ 
machten Etiquetten und Korkbränden verſehen ſeien, die Füllung jedoch 
nicht aus ihren Fabriken herühre. A. habe daher, ſelbſt wenn ihm nicht 
die Füllung aus ſeiner Fabrik nachgewieſen werden könnte, die Ueber⸗ 
tretung des 8 15 und 17 lit. b des Markenſchutzgeſetzes durch den 
wiſſentlichen Verſchleiß von mit nachgemachten Marken verſehenem 
unechten Champagner begangen, da es ihm als Fachmann bekannt ſein 
mußte, daß echter Röderer und Veuve Cliquot um 1 fl. 50 kr. nicht 
zu haben ſei. Sie baten um weitere Strafamtshandlung im Sinne der 
88 15, 17, 18. 21, 24, 25 und 26 des Markenſchutzgeſetzes vom 
Jahre 1858. 


Bei der am 20. Mai 1876 vorgenommenen Durchſuchung der 
A.'ſchen Fabrik fand man 2 Flaſchen Röderer (eine hievon mit 
Etiquette) und 2 Flaſchen Cliquot (beide mit Etiquetten); nach Angabe 
der Kläger ſind dieſe Etiquetten nachgemachte Marken; alle 4 Flaſchen 
waren mit Korkbränden verſehen, wie ſie von der klägeriſchen Firma 
geführt werden. Weiters wurden vorgefunden: 16 Stück mit Louis 
Röderer Reims, 154 Stück mit à la Louis Röderer Reims und 214 
Stück mit à la P. Werle Veuve Cliquot Ponſardin A Reims bezeich⸗ 
nete Etiquetten. Der am 10. Juli 1876 vernommene Fabricant A. 
ſtellte jede Nachahmung der geſchützten Marke in Abrede und behauptete, 
daß die 12 verſendeten und die bei der Fabriksdurchſuchung im Keller 
gefundenen 4 Flaſchen Original⸗Röderer und Veuve Cliquot find, | 
welche er als Originalweine von der beſtandenen ſteiermärkiſchen Wein⸗ 
handlungsgeſellſchaft während der Liquidation um billige Preiſe erſtan⸗ 
den und weiter verkauft habe. Deßgleichen ſeien ſämmtliche Etiquetten 
ihm theils von der genannten Weinhandlungsgeſellſchaft als werthloſe 
Beigabe zugeſendet worden. Auch werden in jedem ee ee 
ſchäfte ſtets verſchiedene Etiquetten vorräthig gehalten, behufs Erſetzung 
allfällig beſchädigter Etiquetten. Dieſe Angaben wurden auch von zwei 
Zeugen, den zwei Directoren der beſtandenen ſteiermärkiſchen Wein⸗ 
handlungsgeſellſchaft Heinrich Sch. und Friedrich M. beſtätigt, indem 
ſie ausſagten, daß Lieferungen von Champagner von Seite der genann⸗ 
ten Geſellſchaft wiederholt und insbeſondere zur Zeit der Liquidation 
an A. effectuirt wurden und auch die Bemerkungen des A. hinſichtlich 
der Etiquetten richtig ſind. 

Der Stadtrath in M. erkannte unterm 6. September 1876, wie 
ſolgt: „Da als Bezugsquelle der beanſtändeten Gegenſtände die beſtandene 
ſteiermärkiſche Weinhandlungsgeſellſchaft erſcheint, und da in der Klage 
ſonſt keine Umſtände angegeben ſind zum Nachweiſe der angeblich ver⸗ 
übten Nachmachung der geſchützten Marke, ſo kann auch die Einver⸗ 
nehmung von Sachverſtändigen über die beanſtändeten Gegenſtände zu 
keinem Ergebniſſe führen, und werde ſonach das wider Ferd. A. einge⸗ 
leitete Verfahren wegen Uebertretung des Markenſchutzgeſetzes eingeſtellt. 
Dagegen recurrirten die Kläger und brachten in einer beſonderen Ein⸗ 
gabe ddo. 5. October 1876, noch einen Preiscourant des A. bei, dem⸗ 
zufolge derſelbe Champagner unter der Bezeichnung: à la Louis Röderer, 
blanche, a la Veuve Cliquot blanche, à la Mo&t Chardon, erzeugt, 
wodurch allein ſchon die Uebertretung der 88 6 und 17 des Marken⸗ 
ſchutzgeſetzes begründet erſcheine. 

Dieſem Recurſe hat die Statthalterei mit Erlaß vom 19. Octo⸗ 
ber 1876 Folge gegeben, „nachdem ſchon der Verſchleiß von Waaren, 
welche mit gefälſchten Marken verſehen ſind, einen Eingriff in das 
Markenrecht eines Andern nach § 15 des Markenſchutzgeſetzes und, falls 
er wiſſentlich begangen, eine ſtrafbare Uebertretung nach 8 18 des 
erwähnten Geſetzes begründet, weiters zur Conſtatirung der Unechtheit 
einer Marke in concreten Fällen gemäß $ 25 des Markenſchutzgeſetzes 
der Befund von Sachverſtändigen unbedingt erforderlich iſt“. Der 
Stadtrath wurde ſonach angewieſen, im Sinne des erwähnten Para⸗ 
graphen und unter Beobachtung der Handelsminiſterialverordnung 
ddo. 15. Juni 1863, 3. 5606 „vor Allem einen Sachverſtändigen⸗ 
befund über die Frage zu veranlaſſen, ob die Etiquetten und Kork⸗ 
brände auf den an S. verkauften und bei der Hausdurchſuchung mit 
Beſchlag belegten Flaſchen echte oder gefälſchte Röderer⸗ beziehungs- | 
weiſe Veuve⸗Cliquot⸗Marken find und ſonach in I. Inſtanz die Entſcheidung | 
zu fällen, ob ein Markenrechtseingriff nach $ 15 oder nach 8 18 vor⸗ 
liege oder nicht, und welche allfälligen Rechtsfolgen einzutreten haben.“ 
Auch wurde der J. Inſtanz aufgetragen gleichzeitig über die Eingabe 
der klägeriſchen Firma vom 5. October 1876 zu entſcheiden, ob die 
Ankündigung und der Verkauf des A'ſchen Champagners unter 
der Bezeichnung „a la Louis Röderer blanche“ „a la Veuve Cliquot“ 
eine widerrechtliche Aneigung der Firma eines anderen Gewerbetrei⸗ 
benden nach den 88 6 und 17 des Markenſchutzgeſetzes begründe. N 

Im dagegen ergriffenen Miniſterialrecurſe kämpſte A. die Zuläf- 
ſigkeit des angeordneten Sachverſtändigenbefundes an. | 

Das Minifterium des Innern hat aber unterm 25. Jänner 1877, 
3 17.341 ex 1876 dieſer Berufung aus den Gründen der angeſoch⸗ 
tenen Entſcheidung keine Folge gegeben. M. 


Druck der k. Wiener Zeitung 
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ſpäter als verjährt 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 


in Tandesculturangelegenheiten. 


Commiſſionskoſten in Waſſerrechts angelegenheiten. 


Handelt es ſich um eine Commiſſion, welche aus Anlaß einer 
angeſehenen Uebertretung des Waſſerrechtsgeſetzes 
vorgenommen wurde, ſo kann der von der Uebertretung Losgeſprochene 
zwar nicht in die Koſten der Unterſuchung nach dem Abſchnitte, betref⸗ 


ſend die Uebertretungen des Waſſerrechtsgeſetzes, wohl aber in die 


Koſten für commiſſionelle Erhebungen nach dem Abſchnitte über das 
Verfahren verurtheilt werden. Zur Entſcheidung hierüber iſt das Acker⸗ 
bau⸗Miniſterium, nicht das Miniſterium des Innern competent. 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums im Einvernehmen mit dem Mini⸗ 
ſterium des Innern vom 8. Februar 1876, Z. 287. 
Beitragspflicht Dritter zu genoffenfchaftlichen Anlagen. 


Auch zu ſolchen Regulirungsbauten, welche theilweiſe aus Reichs⸗ 
oder Landesmitteln, theilweiſe aber durch Genoſſenſchaften ausgeführt 
werden, können einzelne nicht als Mitglieder in die Genoſſenſchaft auf⸗ 
genommene Beſitzer von Liegenſchaften zu angemeſſenen Beiträgen ver⸗ 
halten werden, wenn die erwähnten Bauten ihnen im erheblichen Grade 
zum Nutzen gereichen. 


Competenz für Klagen auf Wiedereröffnung verſperrter Feldwege. 


Das Begehren um Veranlaſſung der Wiedereröffnung eines den 
Zugang zu den Grundſtücken eines Grundbeſitzers ermöglichenden, von 
ſeinem Grundnachbar eingeackerten Privatfeldweges iſt an die Gerichts⸗ 
behörden zu richten, inſoferne nicht eine Strafverhandlung nach dem 
Feldſchutzgeſetze platzgreift. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums 
3. 10.339. 


vom 20. November 1875, 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtrathe Karl Edlen v. Poſch das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Profeſſor Dr. Joſef Petzval bei deſſen Pen⸗ 
ſiontrung den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe im Finanzminiſterium Georg 
Maßau bei deſſen Penſiontrung den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Karl Glaſer in Karlsbad das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der n. ö. Finanzlandes direction 
Karl Hoſchek bei deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Poſtdirection in Trieſt Ludwig 
Mazorana das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Guſtav 
Kowarz anläßlich deſſen Penſionirung die A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath der Finanzprocuratur in Lemberg 
Dr. Karl Kunz zum Oberfinanzrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Kaufmann in Liſſabon Pedro Gomes da Silva 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Das Miniſterium des Aeußern hat die abſolvirten Zöglinge der k. und k. 
orientaliſchen Akademie Norbert Schmucker und Hugo Graf Lo gothetti zu 
Conſulareleven ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die beim Zahlamte des Miniſteriums er⸗ 
ledigte Zahlmeiſtersſtelle dem bisherigen Controlor Friedrich v. Dreger und die 
ein: an dem Zahlamtsofficial erſter Claſſe Dr. Johann Nadenius 
verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Finanzlandescaſſe in Linz Eduard 
Eiſenberger zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Adjuncten in Zara 
Lucian Budinich zum Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Vicecapitän in Raguſa, und den 
Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Deputirten in Sebenico Franz Coſta zum Hafen- und 


| Seeſanitäts⸗Adjuncten in Zara ernannt. 


Erledigungen. 


Steuereinnehmersſtellen in der neunten eventuell Controlorsſtellen in der 
zehnten und Adjunctenſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei den n.⸗5. Steuer⸗ 
ämtern, bis Ende Juli (Amtsbl. Nr. 145.) 

Bezirkshauptmannsſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei, bis 12. Juli 
(Amtsbl. Nr. 145.) 

Proviſoriſche Armenarztesſtelle in Hernals mit Remuneration von 300 fl., 
bis 21. Juli (Amtsbl. Nr. 146.) 


Mit einer literariſchen Anzeige, die Wiener Ningitrafie 
betreffend. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtor i. 


